
Wichtige rechtliche Bestimmungen zur Bekämpfung von Verkehrslärm

1. Bundes-Immissionschutzgesetz
2. Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV
3. Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung – 24. BimSchV
4. Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)

1. Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge
(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) *)
Vom 14. Mai 1990 (BGBl. I S. 880) zuletzt geändert am 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785)

§ 38 Beschaffenheit und Betrieb von Fahrzeugen

(1) Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger, Schienen-, Luft- und Wasserfahrzeuge sowie
Schwimmkörper und schwimmende Anlagen müssen so beschaffen sein, dass ihre durch die
Teilnahme am Verkehr verursachten Emissionen bei bestimmungsgemäßem Betrieb die zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen einzuhaltenden Grenzwerte nicht überschreiten.
Sie müssen so betrieben werden, dass vermeidbare Emissionen verhindert und
unvermeidbare Emissionen auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben.

§ 41 Straßen und Schienenwege

(1) Bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung öffentlicher Straßen sowie von Eisenbahnen,
Magnetschwebebahnen und Straßenbahnen ist unbeschadet des § 50 sicherzustellen, dass
durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen
werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind.

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die Kosten der Schutzmaßnahme außer Verhältnis zu dem
angestrebten Schutzzweck stehen würden.

§ 42 Entschädigung für Schallschutzmaßnahmen

(1) Werden im Falle des § 41 die in der Rechtsverordnung nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
festgelegten Immissionsgrenzwerte überschritten, hat der Eigentümer einer betroffenen
baulichen Anlage gegen den Träger der Baulast einen Anspruch auf angemessene
Entschädigung in Geld, es sei denn, dass die Beeinträchtigung wegen der besonderen
Benutzung der Anlage zumutbar ist. Dies gilt auch bei baulichen Anlagen, die bei Auslegung
der Pläne im Planfeststellungsverfahren oder bei Auslegung des Entwurfs der Bauleitpläne
mit ausgewiesener Wegeplanung bauaufsichtlich genehmigt waren.

(2) Die Entschädigung ist zu leisten für Schallschutzmassnahmen an den baulichen Anlagen in
Höhe der erbrachten notwendigen Aufwendungen, soweit sich diese im Rahmen der
Rechtsverordnung nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 halten. Vorschriften, die weitergehende
Entschädigungen gewähren, bleiben unberührt.

(3) Kommt zwischen dem Träger der Baulast und dem Betroffenen keine Einigung über die
Entschädigung zustande, setzt die nach Landesrecht zuständige Behörde auf Antrag eines
der Beteiligten die Entschädigung durch schriftlichen Bescheid fest. Im übrigen gelten für das
Verfahren die Enteignungsgesetze der Länder entsprechend.

§ 43 Rechtsverordnung der Bundesregierung

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 51) durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die zur Durchführung des § 41 und des
§ 42 Abs. 1 und 2 erforderlichen Vorschriften zu erlassen, insbesondere über
1. bestimmte Grenzwerte, die zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umweltein-
wirkungen durch Geräusche nicht überschritten werden dürfen, sowie über das Verfahren zur
Ermittlung der Emissionen oder Immissionen,
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2. bestimmte technische Anforderungen an den Bau von Straßen, Eisenbahnen, Magnet-
schwebebahnen und Straßenbahnen zur Vermeidung von schädlichen Umwelteinwirkungen
durch Geräusche und
3. Art und Umfang der zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche
notwendigen Schallschutzmaßnahmen an baulichen Anlagen.
In den Rechtsverordnungen nach Satz 1 ist den Besonderheiten des Schienenverkehrs
Rechnung zu tragen.

(2) Wegen der Anforderungen nach Absatz 1 gilt § 7 Abs. 5 entsprechend.

§ 47 a Lärmminderungspläne

(1) In Gebieten, in denen schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche hervorgerufen
werden oder zu erwarten sind, haben die Gemeinden oder die nach Landesrecht zuständigen
Behörden die Belastung durch die einwirkenden Geräuschquellen zu erfassen und ihre
Auswirkungen auf die Umwelt festzustellen.

(2) Die Gemeinde oder die nach Landesrecht zuständige Behörde hat für Wohngebiete und
andere schutzwürdige Gebiete Lärmminderungspläne aufzustellen, wenn in den Gebieten
nicht nur vorübergehend schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche hervorgerufen
werden oder zu erwarten sind und die Beseitigung oder Verminderung der schädlichen
Umwelteinwirkungen ein abgestimmtes Vorgehen gegen verschiedenartige Lärmquellen
erfordert. Bei der Aufstellung sind die Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung zu
beachten.

(3) Lärmminderungspläne sollen Angaben enthalten über
1. die festgestellten und die zu erwartenden Lärmbelastungen,
2. die Quellen der Lärmbelastungen und
3. die vorgesehenen Maßnahmen zur Lärmminderung oder zur Verhinderung des weiteren

Anstieges der Lärmbelastung

(4) § 47 Abs. 3 gilt entsprechend

§ 50 Planung

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von
schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Betriebsbereichen
hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden
Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden.

2. Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV)

vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036)

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Die Verordnung gilt für den Bau oder die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen
sowie von Schienenwegen der Eisenbahnen und Straßenbahnen (Straßen und
Schienenwege).

(2) Die Änderung ist wesentlich, wenn
1. eine Straße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeug-verkehr

oder ein Schienenweg um ein oder mehrere durchgehende Gleise baulich erweitert wird oder
2. durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden

Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms um mindestens 3 Dezibel (A) oder auf mindestens
70 Dezibel (A) am Tage oder mindestens 60 Dezibel (A) in der Nacht erhöht wird.
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Eine Änderung ist auch wesentlich, wenn der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden
Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms von mindestens 70 Dezibel (A) am Tage oder 60
Dezibel (A) in der Nacht durch einen erheblichen baulichen Eingriff erhöht wird; dies gilt nicht in
Gewerbegebieten.

§ 2 Immissionsgrenzwerte

(1) Zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch
Verkehrsgeräusche ist bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung sicherzustellen, daß der
Beurteilungspegel einen der folgenden Immissionsgrenzwerte nicht überschreitet:

Tag Nacht

1. an Krankenhäusern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen
57 Dezibel (A) 47 Dezibel (A)

2. in reinen und allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten
59 Dezibel (A) 49 Dezibel (A)

3. in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten
64 Dezibel (A) 54 Dezibel (A)

4. in Gewerbegebieten
69 Dezibel (A) 59 Dezibel (A)

(2) Die Art der in Absatz 1 bezeichneten Anlagen und Gebiete ergibt sich aus den Festsetzungen
in den Bebauungsplänen. Sonstige in Bebauungsplänen festgesetzte Flächen für Anlagen und
Gebiete sowie Anlagen und Gebiete, für die keine Festsetzungen bestehen, sind nach Absatz 1,
bauliche Anlagen im Außenbereich nach Absatz 1 Nr. 1,3 und 4 entsprechend der
Schutzbedürftigkeit zu beurteilen.

(3) Wird die zu schützende Nutzung nur am Tage oder nur in der Nacht ausgeübt, so ist nur der
Immissionsgrenzwert für diesen Zeitraum anzuwenden.

§ 3 Berechnung des Beurteilungspegels

Der Beurteilungspegel ist für Straßen nach Anlage 1 und für Schienenwege nach Anlage 2 dieser
Verordnung zu berechnen. Der in Anlage 2 zur Berücksichtigung der Besonderheiten des
Schienenverkehrs vorgesehene Abschlag in Höhe von 5 Dezibel (A) gilt nicht für Schienenwege,
auf denen in erheblichem Umfang Güterzüge gebildet oder zerlegt werden.

3. Vierundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes -
Immissionsschutzgesetzes (Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmen — 24.
BImSchV)

Vom 4. Februar 1997 (BGBl. I S. 172), berichtigt am 16. Mai 1997 (BGBl. I S. 1253) zuletzt
geändert am 23. September 1997 (BGBl. I S. 2329)

§ 1 Anwendungsbereich

Die Verordnung legt Art und Umfang der zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch
Verkehrsgeräusche notwendigen Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume in
baulichen Anlagen fest,
1. soweit durch den Bau oder die wesentliche Änderung öffentlicher Straßen sowie von

Schienenwegen der Eisenbahnen und Straßenbahnen die in § 2 der Verkehrslärm-
schutzverordnung vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036) oder

2. soweit durch den Bau oder die wesentliche Änderung von Verkehrswegen der Magnet-
schwebebahnen die in § 2 der Magnetschwebebahn-Lärmschutzverordnung vom 23.
September 1997 (BGBl. I S. 2329, 2328)
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festgelegten Immissionsgrenzwerte überschritten werden.

§ 2 Art der Schallschutzmaßnahmen Begriffsbestimmungen

(1) Schallschutzmaßnahmen im Sinne dieser Verordnung sind bauliche Verbesserungen an
Umfassungsbauteilen schutzbedürftiger Räume, die die Einwirkungen durch Verkehrslärm
mindern. Zu den Schallschutzmaßnahmen gehört auch der Einbau von Lüftungseinrichtungen
in Räumen, die überwiegend zum Schlafen benutzt werden, und in schutzbedürftigen
Räumen mit sauerstoffverbrauchender Energiequelle.

(2) Schutzbedürftig sind die in Tabelle 1 Spalte 1 der Anlage zu dieser Verordnung genannten
Aufenthaltsräume.

(3) Umfassungsbauteile sind Bauteile, die schutzbedürftige Räume baulicher Anlagen nach
außen abschließen, insbesondere Fenster, Türen, Rollladenkästen, Wände, Dächer sowie
Decken unter nicht ausgebauten Dachräumen.

(4) Schallschutzmaßnahmen im Sinne dieser Verordnung sind nicht erforderlich, wenn eine
bauliche Anlage

1. zum Abbruch bestimmt ist oder dieser bauordnungsrechtlich gefordert wird;
2. bei der Auslegung der Pläne im Planfeststellungsverfahren, bei Bekanntgabe der Plan-

genehmigung oder der Auslegung des Entwurfs der Bauleitpläne mit ausgewiesener
Wegeplanung noch nicht genehmigt war oder sonst nach den baurechtlichen Vorschriften mit
dem Bau noch nicht begonnen werden durfte.

(...)

Schutzbedürftige Aufenthaltsräume nach Tabelle 1 Spalte 1 der Anlage zur Verordnung sind:

• Räume, die überwiegend zum Schlafen benutzt werden

• Wohnräume

• Behandlungs- und Untersuchungsräume in Arztpraxen, Operationsräume, wissenschaftliche
Arbeitsräume, Leseräume in Bibliotheken, Unterrichtsräume

• Konferenz- und Vortragsräume, Büroräume allgemeine Laborräume

• Großraumbüros, Schalterräume, Druckerräume von DV-Anlagen, soweit dort ständige
Arbeitsplätze vorhanden sind

• Sonstige Räume, die zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt
sind

4. Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)

vom 16. November 1970 (Bundesgesetzlblatt, Teil I, S. 1565), zuletzt geändert am 11. Dezember
2000 (Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 1690)

§ 45 Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen

(1) Die Straßenverkehrsbehörden können die Benutzung bestimmter Straßen oder
Straßenstrecken aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs beschränken oder
verbieten und den Verkehr umleiten. Das gleiche Recht haben sie

(...)

3. zum Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm und Abgasen,

(...)
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(1a) Das gleiche Recht haben sie ferner

1. in Bade- und heilklimatischen Kurorten,
2. in Luftkurorten,
3. in Erholungsorten von besonderer Bedeutung,
4. in Landschaftsgebieten und Ortsteilen, die überwiegend der Erholung dienen,
4a. hinsichtlich örtlich begrenzter Maßnahmen aus Gründen des Arten- oder Biotopschutzes,
5. in der Nähe von Krankenhäusern und Pflegeanstalten sowie
6. in unmittelbarer Nähe von Erholungsstätten außerhalb geschlossener Ortschaften,

wenn dadurch anders nicht vermeidbare Belästigungen durch den Fahrzeugverkehr verhütet
werden können.

(1b) Die Straßenverkehrsbehörden treffen auch die notwendigen Anordnungen

(...)

5. zum Schutze der Bevölkerung vor Lärm oder Abgasen oder zur Unterstützung einer
geordneten städtebaulichen Entwicklung.


